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Hauptversammlung 2013

Einladung zur Hauptversammlung 2013

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zur  
126. ordentlichen Hauptversammlung ein.
Sie findet statt am  
Donnerstag, den 25. April 2013, 10.00 Uhr,  
im ICM – Internationales Congress Center München,
Am Messesee 6, 81829 München, Messegelände.

Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft  
Aktiengesellschaft in München, München
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Tagesordnung

1	a)	� Vorlage des Berichts des Aufsichtsrats und des Corporate-Governance-Berichts 
einschließlich des Vergütungsberichts zum Geschäftsjahr 2012

	 b)	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lageberichts für das 
Geschäftsjahr 2012, des gebilligten Konzernabschlusses und des Konzernlage-
berichts für das Geschäftsjahr 2012 sowie des erläuternden Berichts zu den 
Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs

		�  Diese Unterlagen finden Sie im Internet unter www.munichre.com/hv als Bestand-
teile des Geschäftsberichts der Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft 
Aktiengesellschaft in München (im Folgenden: „Münchener Rückversicherungs-
Gesellschaft“ oder „Gesellschaft“) und des Munich Re Konzerngeschäftsberichts. 
Die Geschäftsberichte werden Aktionären auf Wunsch auch zugesandt. Ferner 
werden die Unterlagen in der Hauptversammlung zugänglich sein und erläutert 
werden. Der Aufsichtsrat hat den Jahres- und den Konzernabschluss bereits 
gebilligt. Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen erfolgt daher zu diesem 
Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung.

2	� Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns aus dem Geschäfts-
jahr 2012

			   Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Bilanzgewinn des abgelaufenen 
Geschäftsjahres 2012 von 1.255.388.484,00 € wie folgt zu verwenden: 
 
Ausschüttung einer Dividende von 7,00 €  
auf jede dividendenberechtigte Aktie 	�  1.254.741.271,00 €

        Vortrag auf neue Rechnung� 647.213,00 € 
 

Bilanzgewinn 	�  1.255.388.484,00 €
 
		�  Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die eigenen Aktien, die zum 

Zeitpunkt des Vorschlags von Aufsichtsrat und Vorstand unmittelbar oder mittel-
bar von der Gesellschaft gehalten werden. Diese sind gemäß § 71b Aktiengesetz 
(AktG) jeweils nicht dividendenberechtigt. Bis zur Hauptversammlung kann sich 
die Zahl der dividendenberechtigten Aktien verändern, wenn weitere eigene Aktien 
erworben oder veräußert werden. In diesem Fall wird der Hauptversammlung bei 
unveränderter Ausschüttung von 7,00 € je dividendenberechtigter Stückaktie ein 
entsprechend angepasster Beschlussvorschlag über die Gewinnverwendung unter-
breitet.

3	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands

		�  Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des Vorstands im 
Geschäftsjahr 2012 für diesen Zeitraum zu entlasten.

4	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

		�  Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des Aufsichtsrats im 
Geschäftsjahr 2012 für diesen Zeitraum zu entlasten.
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5	� Beschlussfassung über die Billigung des Systems zur Vergütung der Vorstands-
mitglieder

		�  Nach § 120 Abs. 4 AktG kann die Hauptversammlung über die Billigung des Systems 
zur Vergütung der Vorstandsmitglieder beschließen.

		�  Die Beschlussfassung unter diesem Tagesordnungspunkt bezieht sich auf das seit 
dem 1. Januar 2013 bei der Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft geltende 
Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder. Eine Darstellung dieses Systems 
finden Sie im Vergütungsbericht, der Bestandteil der unter Tagesordnungspunkt 1 
genannten Geschäftsberichte ist. Die Geschäftsberichte sind, wie erwähnt, im 
Internet unter www.munichre.com/hv abrufbar. Sie werden den Aktionären auf 
Anfrage auch zugesandt. Ferner werden sie in der Hauptversammlung zugänglich 
sein und dort erläutert werden.  
 
Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, das seit dem 1. Januar 2013 geltende Sys-
tem zur Vergütung der Vorstandsmitglieder zu billigen.

6	� Beschlussfassung über die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds

		�  Mit Wirkung zum 31. Dezember 2012 legte Herr Dr. Hans-Jürgen Schinzler sein 
Mandat als Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft nieder. An seiner Stelle hat 
das Amtsgericht München – Registergericht – am 3. Januar 2013 Frau Prof. Dr. Dr. 
Ann-Kristin Achleitner zum Mitglied des Aufsichtsrats bestellt. Die Bestellung ist 
befristet bis zum Ablauf der bevorstehenden ordentlichen Hauptversammlung der 
Gesellschaft. 

		�  Der Aufsichtsrat schlägt vor, 

		�  Frau Prof. Dr. Dr. Ann-Kristin Achleitner, München,
		�  Wissenschaftliche Direktorin des Center for Entrepreneurial and Financial Studies 

(CEFS) an der Technischen Universität München, 

		�  für den Rest der ursprünglichen Amtszeit von Herrn Dr. Schinzler, also bis zur 
Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung 2014, als Vertreterin der Aktio-
näre in den Aufsichtsrat zu wählen. 

		��  Der Aufsichtsrat setzt sich nach den §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 Aktiengesetz und §§ 5 
Nr. 1, 15 Abs. 1, 22 des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer 
grenzüberschreitenden Verschmelzung (MgVG ) in Verbindung mit der Vereinbarung 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der Münchener Rückversicherungs-
Gesellschaft zwischen den Unternehmensleitungen der Gesellschaft und der 
Münchener Rück Italia S.p.A. sowie dem besonderen Verhandlungsgremium vom  
28. November/10. Dezember/12. Dezember 2008 sowie § 10 der Satzung der 
Gesellschaft aus zehn von der Hauptversammlung und zehn von den Arbeitneh-
mern zu wählenden Mitgliedern zusammen. Die Hauptversammlung ist an Wahl-
vorschläge nicht gebunden.

7		� Beschlussfassung über die Änderung des § 15 der Satzung (Vergütung des Auf-
sichtsrats)

		�  Die derzeitige Regelung in § 15 der Satzung sieht vor, dass die Aufsichtsratsmit-
glieder neben einer festen Vergütung eine variable, erfolgsorientierte Vergütung 
erhalten. Die Vergütung des Aufsichtsrats soll auf eine reine Festvergütung umge-
stellt werden. Die Gesellschaft ist der Auffassung, dass eine ausschließlich feste 
Vergütung der Kontrollfunktion des Aufsichtsrats besser Rechnung trägt. Zudem 
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soll die Vergütung der Tätigkeit in den Aufsichtsratsausschüssen an den Umfang 
der Verantwortung und den tatsächlichen Arbeitsaufwand angepasst werden. 

		�  Aufsichtsrat und Vorstand schlagen daher vor, § 15 der Satzung wie folgt neu zu 
fassen: 

„(1)	� Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine jährliche Vergütung von jeweils 
90.000 Euro. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Vergütung 
von 180.000 Euro, sein erster Stellvertreter eine jährliche Vergütung von 135.000 
Euro.

(2)	� Für die Tätigkeit in den Ausschüssen des Aufsichtsrats erhalten jeweils zusätzlich

a)	� der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 90.000 Euro, jedes andere Mitglied des 
Prüfungsausschusses 45.000 Euro;

b)	� der Vorsitzende des Personalausschusses 54.000 Euro, jedes weitere Mitglied des 
Personalausschusses 27.000 Euro;

c)	� der Vorsitzende des Ständigen Ausschusses 27.000 Euro, jedes weitere Mitglied 
des Ständigen Ausschusses 13.500 Euro.

		�  Für die Tätigkeit in den übrigen Ausschüssen des Aufsichtsrats wird keine zusätz-
liche Vergütung gewährt. 

(3)	� Bei Veränderungen im Aufsichtsrat und/oder seinen Ausschüssen erfolgt die Ver-
gütung zeitanteilig unter Aufrundung auf volle Monate.

(4)	� Zusätzlich erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für jede Sitzung des Aufsichts-
rats und seiner Ausschüsse – mit Ausnahme des Vermittlungsausschusses – ein 
Sitzungsgeld von 1.000 Euro. Das Sitzungsgeld wird für einen Sitzungstag nur 
einmal gezahlt.

(5)	� Die Vergütung und das Sitzungsgeld sind nach Ablauf des Geschäftsjahres zu zah-
len. 

(6)	� Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die durch die Ausübung 
des Amtes entstehenden Auslagen einschließlich einer auf die Vergütung und den 
Auslagenersatz zu entrichtenden Umsatzsteuer.

(7)	� Diese Regelungen gelten erstmals für die für das Geschäftsjahr 2014 zu zahlende 
Vergütung.“

8	� Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 
2009 sowie Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2013 und Änderung 
des § 4 der Satzung

		�  Das von der Hauptversammlung am 22. April 2009 beschlossene Genehmigte 
Kapital 2009 läuft am 21. April 2014 aus. Da die ordentliche Hauptversammlung 
im Jahr 2014 voraussichtlich erst nach diesem Tag (geplant 30. April 2014) stattfin-
den kann, soll das Genehmigte Kapital bereits jetzt im gleichen Umfang erneuert 
werden, damit die Gesellschaft nahtlos auch in den kommenden Jahren mit diesem 
Instrument bei Bedarf ihre Eigenmittel verstärken kann. 

		� 
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		  Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

a)	 Aufhebung der Ermächtigung vom 22. April 2009 

		�  Die von der Hauptversammlung am 22. April 2009 beschlossene Ermächtigung für 
ein Genehmigtes Kapital 2009 gemäß § 4 Abs. 1 der Satzung wird mit Wirksam-
werden dieses Beschlusses durch Eintragung in das Handelsregister aufgehoben. 

b)	 Ermächtigung 

		�  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapi-
tal der Gesellschaft bis zum 24. April 2018 um insgesamt bis zu 280 Millionen € 
durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Geld- 
und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2013). Die Ermächti-
gung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen ausgenutzt werden. 
Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den wei-
teren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

		�  Bei Kapitalerhöhungen gegen Geldeinlagen ist den Aktionären ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

	 	 �• �um etwaige Spitzenbeträge zu verwerten,

	 	 �• �soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- oder Wandelschuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunter-
nehmen ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder 
Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustünde, oder 

	 	 �• �wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festsetzung des 
Ausgabebetrags, die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen soll, 
nicht wesentlich unterschreitet und der rechnerisch auf die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen Aktien ent-
fallende Anteil am Grundkapital insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreitet, und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch zum Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausge-
geben wurden bzw. auszugeben sind. 

		�  Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, ins-
besondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke 
des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteili-
gungen an anderen Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen 
oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen. 

		�  Die insgesamt aufgrund dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre ausgegebenen Aktien dürfen 20 % des zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten. 
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c)	 Satzungsänderung 

		�  § 4 Absatz 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

		�  „(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundka-
pital der Gesellschaft bis zum 24. April 2018 um insgesamt bis zu 280 Millionen 
Euro durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden Stückaktien gegen 
Geld- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2013). Die 
Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen ausgenutzt 
werden. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 
weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe fest
zulegen. 

		�  Bei Kapitalerhöhungen gegen Geldeinlagen ist den Aktionären ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

	 	 �• um etwaige Spitzenbeträge zu verwerten, 

	 	 �• �soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- oder Wandelschuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunter-
nehmen ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts 
bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustünde, oder 

	 	 �• �wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festsetzung des 
Ausgabebetrags, die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen soll, 
nicht wesentlich unterschreitet und der rechnerisch auf die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen Aktien ent-
fallende Anteil am Grundkapital insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreitet, und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch zum Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 
ihrer Ausnutzung aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder ent-
sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Bezugs-
rechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind.

		�  Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, ins-
besondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke 
des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteili-
gungen an anderen Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen 
oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen. 

		�  Die insgesamt aufgrund dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre ausgegebenen Aktien dürfen 20 % des zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten.“

d)	� Der Vorstand wird angewiesen, den Beschluss über die Aufhebung des Genehmig-
ten Kapitals 2009 unter lit. a) so zur Eintragung in das Handelsregister anzumel-
den, dass die Aufhebung nur eingetragen wird, wenn gleichzeitig das unter  
lit. b) und c) dieses Tagesordnungspunktes zu beschließende neue Genehmigte 
Kapital 2013 eingetragen wird. Der Vorstand wird ermächtigt, das Genehmigte 
Kapital 2013 auch unabhängig von den übrigen Beschlüssen der Hauptversamm-
lung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.
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		�  Bericht des Vorstands zu den unter Punkt 8 der Tagesordnung genannten 
Bezugsrechtsausschlüssen (§ 186 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 203 Abs. 1 
und Abs. 2 Aktiengesetz)

		�  Der Hauptversammlung wird die Erneuerung des genehmigten Kapitals über ins-
gesamt bis zu 280 Millionen € vorgeschlagen (Genehmigtes Kapital 2013). Es soll 
für Bar- und/oder Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen und das beste-
hende Genehmigte Kapital 2009 über 280 Millionen € ersetzen, das am 21. April 
2014 ausläuft, also bereits vor der für den 30. April 2014 geplanten ordentlichen 
Hauptversammlung 2014. Vom Genehmigten Kapital 2009 hat die Gesellschaft 
bislang keinen Gebrauch gemacht.

		�  Das Genehmigte Kapital soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, in den sich 
wandelnden Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu 
können. Da Entscheidungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel 
kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom 
Rhythmus der jährlichen Hauptversammlungen oder von der langen Einberufungs-
frist einer außerordentlichen Hauptversammlung abhängig ist. Mit dem Instrument 
des „genehmigten Kapitals“ hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung 
getragen. Als gängigste Anlässe für die Inanspruchnahme eines genehmigten 
Kapitals sind dabei die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von 
Beteiligungserwerben zu nennen.

		�  Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2013 durch Barkapitalerhöhungen 
haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht.

		�  Der Vorstand soll jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für 
Spitzenbeträge ausschließen können. Damit soll die Abwicklung einer Emission 
mit grundsätzlichem Bezugsrecht der Aktionäre erleichtert werden. Solche Spitzen-
beträge können sich aus dem jeweiligen Emissionsvolumen und der Darstellung 
eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ihr Wert ist je Aktionär in der 
Regel gering, der Aufwand für die Emission ohne einen solchen Ausschluss deut-
lich höher.

		�  Der Ausschluss dient daher der Praktikabilität und der leichteren Durchführung 
einer Emission. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlos-
senen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

		�  Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht aus-
schließen können, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu geben, wenn 
es die Bedingungen der Schuldverschreibungen bestimmen. Solche Schuldver-
schreibungen haben zur erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt einen Verwäs-
serungsschutz, der vorsieht, dass den Inhabern bei nachfolgenden Aktienemissionen 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es Aktionären zusteht. 
Sie werden damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldver-
schreibungen mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, 
muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Das 
dient der leichteren Platzierung der Schuldverschreibungen und damit den Interes-
sen der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.

		�  Das Bezugsrecht soll außerdem bei Barkapitalerhöhungen ausgeschlossen werden 
können, wenn die Aktien gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz zu einem Betrag 
ausgegeben werden, der den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Der Vor-
stand wird sich dabei bemühen – unter Berücksichtigung der aktuellen Marktge-
gebenheiten –, einen eventuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig wie mög-



Ihre Einladung 9

Hauptversammlung 2013

lich zu bemessen. Die Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, auch 
sehr kurzfristig einen eventuellen Kapitalbedarf zu decken, um Marktchancen im 
Geschäft schnell und flexibel zu nutzen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermög-
licht ein sehr schnelles Agieren und eine Platzierung nahe am Börsenkurs, d. h. 
ohne den bei Bezugsemissionen üblichen Abschlag. Eine solche Kapitalerhöhung 
darf 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, das zum Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung und auch zum Zeitpunkt ihrer Ausübung besteht. Auf 
die maximal 10 % des Grundkapitals, die dieser Bezugsrechtsausschluss betrifft, 
sind Aktien anzurechnen, die im Zeitraum dieser Ermächtigung zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. einer Wand-
lungspflicht in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind. 
Ferner ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie im Zeitraum 
dieser Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 in Ver-
bindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter Ausschluss des Bezugsrechts 
erfolgt. Mit dieser Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässe-
rungsschutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung getragen. Da die neuen Aktien nahe 
am Börsenkurs platziert werden, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner 
Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben.

		�  Das Bezugsrecht soll zudem bei Sachkapitalerhöhungen ausgeschlossen werden 
können. Die Gesellschaft soll auch weiterhin Unternehmen, Unternehmensteile, 
Beteiligungen oder mit einem solchen Vorhaben im Zusammenhang stehende 
Wirtschaftsgüter erwerben können, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken 
sowie die Ertragskraft und den Unternehmenswert zu steigern. Dabei zeigt sich, 
dass bei solchen Vorhaben immer größere Einheiten betroffen sind. Vielfach müs-
sen hier sehr hohe Gegenleistungen gezahlt werden. Sie sollen oder können – auch 
unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzstruktur – oft nicht mehr in Geld 
erbracht werden. Häufig bestehen überdies die Verkäufer darauf, als Gegenleistung 
Aktien zu erwerben, da das für sie günstiger sein kann. Die Möglichkeit, eigene 
Aktien als Akquisitionswährung einzusetzen, gibt der Gesellschaft damit den not-
wendigen Spielraum, solche Akquisitionsgelegenheiten schnell und flexibel auszu-
nutzen, und versetzt sie in die Lage, selbst größere Einheiten gegen Überlassung 
von Aktien zu erwerben. Auch bei Wirtschaftsgütern sollte es möglich sein, sie 
unter Umständen gegen Aktien zu erwerben. Für beides muss das Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossen werden können. Da eine solche Akquisition kurzfristig 
erfolgen muss, kann sie in der Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden 
Hauptversammlung beschlossen werden. Es bedarf eines genehmigten Kapitals, 
auf das der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann.

		�  Die insgesamt aufgrund des Genehmigten Kapitals 2013 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre ausgegebenen Aktien dürfen 20 % des zum Zeitpunkt 
der erstmaligen Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht 
überschreiten.

		�  Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des neuen Genehmigten Kapitals 2013 bestehen 
derzeit nicht. Entsprechende Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugs-
rechtsausschluss sind national und international üblich. Der Vorstand wird in jedem 
Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2013 im 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand wird der Haupt-
versammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2013 berichten.
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Weitere Angaben und Hinweise

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 
des Stimmrechts

�Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind die 
Aktionäre – persönlich oder durch Bevollmächtigte – berechtigt, die sich bis spätestens 
18. April 2013 beim Vorstand der Gesellschaft anmelden und für die angemeldeten 
Aktien zum Ende des 18. April 2013 als Aktionär im Aktienregister eingetragen sind. 

Die Anmeldung kann unter www.munichre.com/register erfolgen. Aktionäre, die 
bereits für den elektronischen Versand der Hauptversammlungsunterlagen registriert 
sind, verwenden hierfür ihre Aktionärsnummer und ihr selbst vergebenes Passwort. 
Alle übrigen Aktionäre, die im Aktienregister verzeichnet sind, erhalten ihre Aktionärs-
nummer und einen zugehörigen Zugangscode mit dem Einladungsschreiben zur 
Hauptversammlung per Post zugesandt. Diese Aktionäre können sich unter der 
Anschrift

Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft 
GL 1.2 – Hauptversammlung 
Postfach 40 12 11 
80712 München 
Telefax: +49 89 38 91-7 22 55

auch mit dem Formular anmelden, das ihnen zugeschickt wird. Nähere Hinweise zum 
Anmeldeverfahren entnehmen Sie bitte den Hinweisen auf dem Anmeldeformular bzw. 
auf der genannten Internetseite. 

Für die Ausübung von Teilnahme- und Stimmrechten ist der zum Ende des 18. April 2013 
im Aktienregister verzeichnete Aktienbestand maßgeblich. Anträge auf Umschreibungen 
im Aktienregister, die der Gesellschaft in der Zeit vom 19. April 2013 bis zum Ende des 
25. April 2013 zugehen, werden im Aktienregister der Gesellschaft erst mit Wirkung 
nach der Hauptversammlung am 25. April 2013 vollzogen. Technischer Bestandsstich-
tag (sog. Technical Record Date) ist daher der Ablauf des 18. April 2013.

Ist ein Aktionär im eigenen Namen für Aktien, die einem anderen gehören, verzeichnet, 
bestehen gemäß § 3 Abs. 5 der Satzung aus der Eintragung keine Stimmrechte, soweit 
sie zu diesem Zeitpunkt die Grenze von 2 % des satzungsmäßigen Grundkapitals über-
schreiten. Ist ein Kreditinstitut im Aktienregister eingetragen, kann es das Stimmrecht 
für Aktien, die ihm nicht gehören, nur aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs aus-
üben. Entsprechendes gilt für Aktionärsvereinigungen und sonstige durch § 135 Abs. 8 
und 10 AktG gleichgestellte Personen.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, schrift-
lich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben (Briefwahl). Zur Ausübung 
des Stimmrechts im Wege der Briefwahl sind nur diejenigen eingetragenen Aktionäre 
– persönlich oder durch Bevollmächtigte – berechtigt, die bis spätestens 18. April 2013 
angemeldet sind (wie oben angegeben). Auch für die per Briefwahl ausgeübten Stimm-
rechte ist der zum Ende des 18. April 2013 im Aktienregister verzeichnete Aktienbestand 
maßgeblich.

Die Stimmabgabe erfolgt entweder elektronisch unter www.munichre.com/register 
oder auf dem Formular, das dem Einladungsschreiben zur Hauptversammlung beiliegt 
und an die oben genannte Anschrift zurückzusenden ist. Für die elektronische Stimm-
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abgabe verwenden Aktionäre, die bereits für den elektronischen Versand der Haupt
versammlungsunterlagen registriert sind, ihre Aktionärsnummer und ihr selbst ver
gebenes Passwort. Alle übrigen im Aktienregister eingetragenen Aktionäre erhalten,  
wie bereits erwähnt, ihre Zugangsdaten mit dem Einladungsschreiben per Post zuge-
sandt.

Die Stimmabgabe durch Briefwahl muss der Gesellschaft auf dem vorgenannten For-
mular unter der oben für die Anmeldung genannten Anschrift oder über Internet unter 
www.munichre.com/register spätestens bis 18. April 2013 vorliegen. Sollte zu einem 
Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung stattfinden, gilt eine hierzu bereits 
erteilte Weisung für jeden einzelnen Unterpunkt. Die Stimmabgabe zu Tagesord-
nungspunkt 2 gilt auch für den Fall, dass der Gewinnverwendungsvorschlag bei einer 
Änderung der Zahl der dividendenberechtigten Aktien angepasst wird.

Über das Internet rechtzeitig abgegebene Briefwahlstimmen können dort anschließend 
noch bis zum Ende der Generaldebatte am Hauptversammlungstag geändert werden. 
Möchte ein Aktionär trotz bereits erfolgter Stimmabgabe durch Briefwahl an der 
Hauptversammlung selbst oder durch einen Vertreter teilnehmen und die betreffenden 
Aktien vertreten, so ist dies möglich, gilt aber als Widerruf der im Wege der Briefwahl 
erfolgten Stimmabgabe. 

Auch bevollmächtigte Kreditinstitute und nach § 135 Abs. 8 und 10 AktG gleichge-
stellte Vereinigungen und Personen können sich der Möglichkeit zur Briefwahl bedie-
nen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen Abgabeweg oder 
die entsprechenden Formulare zur Verfügung.

Online-Teilnahme an der Hauptversammlung

Die Aktionäre haben auch die Möglichkeit, über das Internet im Wege der elektro
nischen Kommunikation unmittelbar an der Hauptversammlung teilzunehmen 
(Online-Teilnahme). Sie müssen dazu – persönlich oder durch Bevollmächtigte – bis  
18. April 2013 auf die oben angegebene Weise zur Hauptversammlung angemeldet 
sein und eine Eintrittskarte bestellt haben. Am 25. April 2013 können sie unter  
www.munichre.com/hvonline mit ihren auf der Eintrittskarte angegebenen Zugangs-
daten ab 9.30 Uhr online an der Hauptversammlung teilnehmen. Für Eintrittskarten, 
die auf juristische Personen oder Personengemeinschaften lauten, ist vor der Online-
Teilnahme eine natürliche Person als teilnehmender Vertreter (Bevollmächtigter) gegen-
über der Gesellschaft auf einem der nachfolgend genannten Wege (unter „Verfahren für 
die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte“) nachzuweisen. 

Im Wege der Online-Teilnahme können die Teilnehmer die gesamte Hauptversamm-
lung in Bild und Ton über das Internet verfolgen, ihre Stimmen in Echtzeit abgeben und 
elektronisch das Teilnehmerverzeichnis der Hauptversammlung einsehen. Möchte ein 
Teilnehmer seine Online-Zuschaltung noch vor den Abstimmungen beenden, so kann 
er die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur weisungsgebundenen Ausübung seiner 
Stimmrechte bevollmächtigen. Eine darüber hinausgehende Ausübung von Teilnehmer-
rechten im Wege der elektronischen Kommunikation ist aus technischen und organisa-
torischen Gründen nicht möglich. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte

Aktionäre können ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, zum Beispiel ein Kredit-
institut, eine Aktionärsvereinigung oder eine sonstige Person ausüben lassen. Auch in die-
sem Fall ist für die rechtzeitige Anmeldung zur Hauptversammlung (wie oben bei „Voraus-
setzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimm- 
rechts“ angegeben) durch den Aktionär oder den Bevollmächtigten Sorge zu tragen. 
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Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft können bis zum Tag der Hauptversammlung unter der 
oben genannten Anschrift oder unter www.munichre.com/register elektronisch erfol-
gen. Am Tag der Hauptversammlung kann dies unter www.munichre.com/register 
elektronisch, unter der Telefax-Nr. +49 89 38 91-7 22 55 oder an den Eingangsschaltern 
der Hauptversammlung erfolgen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen nach § 134 
Abs. 3 Satz 3 AktG der Textform oder erfolgen elektronisch unter www.munichre.com/
register. Eine persönliche Teilnahme des Aktionärs an der Hauptversammlung gilt ohne 
Weiteres als Widerruf der einem Dritten zu diesen Aktien erteilten Vollmacht. Kreditin-
stitute, Aktionärsvereinigungen oder sonstige in § 135 Abs. 8 und Abs. 10 AktG 
bezeichnete Personen bzw. Institutionen können zu ihrer Bevollmächtigung abwei-
chende Erfordernisse vorsehen.

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft einen oder 
mehrere von diesen zurückweisen.

Aktionäre können ihre Stimmrechte aus angemeldeten Aktien in der Hauptversamm-
lung auch durch Stimmrechtsvertreter ausüben lassen, welche die Gesellschaft 
benennt. Diese handeln ausschließlich nach den vom Aktionär erteilten Weisungen. 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung stattfinden, gilt eine 
hierzu bereits erteilte Weisung für jeden einzelnen Unterpunkt. Die zu Tagesordnungs-
punkt 2 abgegebene Weisung gilt auch für den Fall, dass der Gewinnverwendungsvor-
schlag bei einer Änderung der Zahl der dividendenberechtigten Aktien angepasst wird. 
Wortmeldungs- oder Fragewünsche und Aufträge, in der Hauptversammlung Anträge 
zu stellen, können die Stimmrechtsvertreter nicht entgegennehmen. Die Stimmrechts-
vertreter können unter den vorgenannten Maßgaben mit dem Formular, das den Aktio-
nären zugesandt wird, oder unter www.munichre.com/register bevollmächtigt werden. 
Weisungen, die den Stimmrechtsvertretern über das Internet erteilt werden, können 
am Hauptversammlungstag unter www.munichre.com/register noch bis zum Ende der 
Generaldebatte geändert werden.

Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Aktionären, die an der Hauptversammlung nicht persönlich teilnehmen können, bieten 
wir, wie vom Versammlungsleiter vorgesehen, wieder an, mit ihrer Aktionärsnummer 
und ihrem oben erwähnten Zugangscode die gesamte Veranstaltung unter  
www.munichre.com/register zu verfolgen. Die Eröffnung der Hauptversammlung 
durch den Versammlungsleiter sowie die Rede des Vorstandsvorsitzenden werden 
unter www.munichre.com/hv für jedermann zugänglich direkt übertragen; sie stehen 
nach der Hauptversammlung als Aufzeichnung zur Verfügung. 
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Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG

a)	� Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG: 
		  Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder 

den anteiligen Betrag von 500.000 Euro (dies entspricht derzeit 152.573 Aktien) 
erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 
bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder 
eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der 
Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft unter folgender Adresse mindes-
tens 30 Tage vor der Versammlung, also bis 25. März 2013, zugehen: 
 
Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft 
– Vorstand –  
Postfach 40 12 11 
80712 München 
 
oder in elektronischer Form gemäß § 126a BGB mit elektronischer Post (E-Mail) an 
shareholder@munichre.com

		  Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht 
bereits mit der Einberufung bekannt gemacht werden – unverzüglich im Bundesan-
zeiger bekanntgemacht. Sie werden außerdem unverzüglich über die Internetseite 
www.munichre.com zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt.

b)	�Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG:  
Aktionäre der Gesellschaft können Gegenanträge zu den Vorschlägen von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvor-
schläge übersenden. Gegenanträge müssen mit einer Begründung versehen sein. 
Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anfragen von Aktionären zur Haupt-
versammlung sind ausschließlich zu richten an:

 
Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft 
GL 1.2 – Hauptversammlung 
Postfach 40 12 11 
80712 München 
Telefax: +49 89 38 91-7 22 55 
 
oder mit elektronischer Post (E-Mail) an 
shareholder@munichre.com

		  Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären wer-
den wir einschließlich des Namens des Aktionärs sowie zugänglich zu machender 
Begründungen im Internet unter www.munichre.com/hv veröffentlichen. Dort fin-
den Sie auch etwaige Stellungnahmen der Verwaltung. Dabei werden die bis zum 
Ablauf des 10. April 2013 bei der oben genannten Adresse eingehenden Gegenan-
träge und Wahlvorschläge zu den Punkten dieser Tagesordnung berücksichtigt.

c)	� Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG:  
In der Hauptversammlung am 25. April 2013 kann jeder Aktionär oder Aktionärsver-
treter vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtli-
chen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unterneh-
men sowie die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines 
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungs-
recht besteht.
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Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte (§ 30b Abs. 1 Nr. 1 WpHG)

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der 
Gesellschaft insgesamt 587.725.396,48 € und ist eingeteilt in 179.341.212 Stückaktien, 
die jeweils eine Stimme gewähren (Diese Gesamtzahl schließt die im Zeitpunkt der 
Einberufung von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien mit ein, aus denen der 
Gesellschaft nach § 71b AktG keine Rechte zustehen. Ebenfalls eingeschlossen sind 
Aktien, für die im Zeitpunkt der Einberufung nach § 67 Abs. 2 S. 2 AktG in Verbindung 
mit § 3 Abs. 5 der Satzung keine Stimmrechte bestehen).

Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft

Die Informationen nach § 124a AktG sowie weitere Erläuterungen zu den vorge
nannten Rechten der Aktionäre stehen auf der Internetseite der Gesellschaft  
www.munichre.com/hv zur Verfügung. Dort werden nach der Hauptversammlung 
auch die festgestellten Abstimmungsergebnisse veröffentlicht.

München, im März 2013

Der Vorstand
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Zu Ziffer 6 der Tagesordnung

Beschlussfassung über die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds

Prof. Dr. Dr. Ann-Kristin Achleitner
Wissenschaftliche Direktorin des Center for Entrepreneurial and 
Financial Studies (CEFS) an der Technischen Universität München

Geburtsdatum: 16. März 1966
Geburtsort: Düsseldorf
Familienstand: verheiratet

Ausbildung
Studium der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, Universität St. Gallen, Schweiz
1992–1994	 Habilitation
1992	 Promotion Rechtswissenschaften
1991	� Promotion Wirtschaftswissenschaften

Beruflicher Werdegang
seit 2003	 Wissenschaftliche Direktorin des Center for Entrepreneurial and 

Financial Studies (CEFS), Technische Universität München
seit 2001	 Inhaberin des Lehrstuhls für Entrepreneurial Finance (KfW-Stiftungs-

lehrstuhl), Technische Universität München
2009	 Gastprofessorin für Entrepreneurial Finance, Universität St. Gallen, 

Schweiz
1995–2001	 Inhaberin des Lehrstuhls für Bank- und Finanzmanagement, European 

Business School, Oestrich-Winkel 
Vorstandsvorsitzende des Instituts für Finanzmanagement, European 
Business School, Oestrich-Winkel

1994–1995	 Consultant, McKinsey & Company, Inc., Frankfurt am Main
1992–1994	 Lehrbeauftragte für Finance and External Auditing, Universität Gallen, 

Schweiz
1991–1992	 Consultant, MS Management Service AG, St. Gallen, Schweiz

Weitere Tätigkeiten und Mitgliedschaften
seit 2012	 Mitglied der Regierungskommission Deutscher Corporate 

Governance Kodex

Mandate in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
seit 2011	 Linde AG
seit 2011	 Metro AG

Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien
seit 2012	 GDF Suez SA, Paris
seit 2009	 Vontobel Holding AG und Bank Vontobel AG, Zürich  

(bis 23. April 2013)

Mit Blick auf Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex (Fassung vom  
15. Mai 2012) wird erklärt, dass nach Einschätzung des Aufsichtsrats Frau Prof. Dr. Dr. 
Ann-Kristin Achleitner in keinen nach dieser Vorschrift offenzulegenden persönlichen 
oder geschäftlichen Beziehungen zur Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft 
oder deren Konzernunternehmen, den Organen der Münchener Rückversicherungs-
Gesellschaft oder einem wesentlich an der Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft 
beteiligten Aktionär steht.
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